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Bezugnehmend auf eine Anfrage der Abg. Ferdinanda F los s man n 

und Genossen, betreffend nicht vorgelegte Steuererklärungen für das 

Jahr 1952, teilt Bundesminister für Finanzen Dr .. K ami t z mit~ 

Für das Jahr 1952 haben lediglich oa. 5,6 Prozent der S~euerpflichtigen 

- hievon 20 verstaatliohte Betriebe - noch keine Steuererklärungen einge­

bracht. Abgesehen von den StGuer:pfliohtigen~ elie trotz Aufforderung keine 

Erklärungen abgeben und daher geschätzt werden Lussen, wurden bisher ins­

besonde~.von solchen steuerpflichtigen keine ~rl:lärungen eingebracht, ~ie 

duroh Steuerberater bzw. duroh Helfer in Steuersachen vertreten werden. 

Infolge der nicht reohtzeitißen Verabschiedung der Steuergesetze durch dan 

Gesetz*eber war es den bevollmächtigten Parteienvertretern unmöglich, für 

alle Klienten rechtzeitig die Steuererklärungen abzugeben. Die Fristen 

zum Einbringen der restlichen Steuererklärungen vvurden daher - bis auf 

vereinzelte Fälle - bis zum 28.Februar 1954 erstreokt. 

Die in der Anfrae~ zum Ausdruok gebraohteBefürohtung, dass infolge 

nicht rechtzeitiger Abgabe von SteuererklärunGen ßrosse Steuerrückstände 

entstehen könnten, die schwer einbringbar wären, ist nach Ansicht des 

Bundesministeriums für Finanzen unbegründet. 
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